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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes betreffend die Übernahme 

von Geschäftsanteilen der Graz-Köflacher-Eisenbahn-GmbH (GKE) 
und die mögliche Verwertung dieser Geschäftsanteile. 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Justiz. 

Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, 25 Ausfertigungen seiner 

Stellungnahme zu dem im Gegenstand genannten Gesetzesentwurf zur gefälligen 

Kenntnisnahme zu übermitteln. 

6. März 1998 

Für den Bundesminister: 

KATHREIN 
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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes betreffend die Übernahme 
von Geschäftsanteilen der Graz-Köflacher-Eisenbahn-GmbH (GKE) 
und die mögliche Verwertung dieser Geschäftsanteile. 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Justiz. 

zur Zahl 210845/1-II/C/11-1998 

Mit Beziehung auf das Schreiben vom 20. Februar 1998 beehrt sich das 

Bundesministerium für Justiz, zu dem im Gegenstand genannten Gesetzesent­

wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu § 1 des Entwurfes: 

Das Bundesgesetz über die Spaltung von Kapitalgesellschaften (SpaltG) ist 

ungenau zitiert; das Zitat sollte richtig lauten: "SpaltG, Art. XIII des EU-GesRÄG, 

BGBI.Nr. 304/1996". 

Zu § 4 des Entwurfes: 

Im Hinblick auf die Bezugnahme auf das SpaltG in § 1 sollte in die Volizie­

hungsklausel zu § 1 die Mitvollziehung durch den Bundesminister für Justiz ange­

ordnet werden. 
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25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden dem Präsidium des Natio­

nalrats übermittelt. 

6. März 1998 

Für den Bundesminister: 

KATHREIN 
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